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Der Landessynodalausschuss (LSA) hat nach Artikel 49 Absatz 2 Nummer 4 der Kirchen-

verfassung die Pflicht, der Landessynode während jeder Tagung über seine Tätigkeit (vgl. 

Artikel 49 und 50 der Kirchenverfassung) zu berichten. Die Landessynode erhält damit 

Gelegenheit zur kritischen Überprüfung dessen, was der LSA in seiner Eigenschaft als  

vertretendes Organ der Landessynode und in eigener Zuständigkeit zu beraten und zu 

entscheiden hatte. 

 

Die Tätigkeitsberichte des LSA gliedern sich generell in folgende Abschnitte: 

 

I. Rechtsfragen 

II. Finanzfragen 

III. Baufragen 

IV. Personalfragen 

V. Öffentlichkeitsfragen 

VI. Anträge und Eingaben 

VII. Sonstiges 

 

Alle Verhandlungsgegenstände, über die berichtet wird, werden mit fortlaufenden Ziffern 

versehen. Zunächst werden der Sachgegenstand und die Vorlage beschrieben sowie die 

Initiatoren genannt. In dem etwas eingerückten Teil der Darstellung ist die Verhandlung 

durch den LSA (z.B. Stellungnahme, Zustimmung, Beschlussfassung) wiedergegeben. Bei 

der Einbringung dieses Aktenstückes während der Tagung werden im mündlichen Bericht 

Ergänzungen und Erläuterungen zur Tätigkeit des LSA gegeben. In der anschließenden 

Aussprache sollten sowohl der mündliche als auch der schriftliche Bericht berücksichtigt 

werden. 
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Seit Vorlage des Aktenstückes Nr. 3 M in der Abschlusstagung der 26. Landessynode im 

November 2025 haben zwei weitere Sitzungen stattgefunden, über die hiermit berichtet 

wird. Die letzte Sitzung des LSA der 26. Landessynode fand am 22. Januar 2026 statt; sie 

war zugleich die 71. Sitzung dieses Gremiums. 

 

 

I. 

Rechtsfragen 

 

1. Beratung zustimmender Beschlüsse des Kollegs zu Beschlüssen des Verwaltungsrates 

der Zusatzversorgungskasse und Entlastung des Verwaltungsrates der Zusatzversor-

gungskasse für das Jahr 2024 

Der LSA hat in seiner 70. und 71. Sitzung über die folgenden vom Kolleg des Landes-

kirchenamtes (LKA) getroffenen Beschlüsse beraten. Das Kolleg hat zum einen die  

Entlastung des Verwaltungsrates der Zusatzversorgungskasse (ZVK) für das  

Geschäftsjahr 2024 beschlossen. Zum anderen hat das Kolleg folgende Beschlüsse des 

Verwaltungsrates der ZVK zustimmend zur Kenntnis genommen: 

1. Keine Verwendung von Überschüssen für die Vergabe von Bonuspunkten für das 

Geschäftsjahr 2024 

2. Bestellung des verantwortlichen Aktuars für das Geschäftsjahr 2025 

3. Festlegung eines Zielfinanzierungsgrades im Abrechnungsverband 

4. Festsetzung des Sanierungsgeldes gemäß § 63 der Versorgungsordnung für das 

Jahr 2026 

5. 17. Änderung der Versorgungsordnung sowie deren Ausführungsbestimmungen 

 

Die den jeweiligen Beschlüssen des Kollegs zugrundeliegenden Beratungsunterlagen 

haben auch dem LSA jeweils vorgelegen. 

 

Der LSA hat die vom Kolleg getroffenen Beschlüsse zur Kenntnis genommen und 

dem Beschluss des Kollegs über die 17. Änderung der Versorgungsordnung der 

ZVK zugestimmt. 

 

2. Zustimmung zur Rechtsverordnung zur Änderung der Vakanzvertretungsverordnung 

und Änderung der Lektorenentschädigungsverordnung 

Das Kolleg hat die Rechtsverordnung zur Änderung der Vakanzvertretungsverordnung 

und Änderung der Lektorenentschädigungsverordnung beschlossen. Gemäß Artikel 73 

der Kirchenverfassung ist die Zustimmung des LSA erforderlich. 
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Das LKA hat dem LSA die Änderungen in der Vakanzvertretungsverordnung und der 

Lektorenentschädigungsverordnung erläutert. Mit der Rechtsverordnung werden die 

Aufwandsentschädigungen für ehrenamtliche Verkündigungen an die entsprechenden 

Bestimmungen in der Vakanzvertretungsverordnung angepasst und in beiden Fällen 

die Entschädigungssätze entsprechend angehoben. Die Anpassung und Erhöhung gehe 

auf zahlreiche Wünsche aus dem ehrenamtlichen Verkündigungsdienst zurück. Im Vor-

feld seien auch die Kirchenleitenden der mittleren Ebene beteiligt worden, wobei kein 

Widerspruch zur beabsichtigten Neuregelung geäußert worden sei. 

 

Der LSA hat der Rechtsverordnung zur Änderung der Vakanzvertretungsverord-

nung und der Lektorenentschädigungsverordnung zugestimmt. 

 

3. Entlassung eines Mitgliedes einer Kirchenkreissynode 

Das Kolleg hat beschlossen, ein Mitglied einer Kirchenkreissynode gemäß § 18 Absatz 

3 der Kirchenkreisordnung (KKO) aus seinem Amt zu entlassen. Gemäß § 18 Absatz 3 

Satz 2 der KKO ist die Zustimmung des LSA einzuholen. 

 

Das LKA hat dem LSA die Hintergründe der Entscheidung des Kollegs erläutert. Das 

Präsidium der Kirchenkreissynode und der Kirchenkreisvorstand (KKV) des Kirchen-

kreises haben beim LKA beantragt, das Mitglied aus seinem Amt zu entlassen. Die 

Person habe seit Beginn der Amtszeit der Kirchenkreissynode zu Beginn des Jahres 

2025 an keiner einzigen Tagung teilgenommen und sich auch nicht abgemeldet. Für 

solche Fälle sei mit der am 1. Januar 2023 in Kraft getretenen neuen KKO erstmals die 

Möglichkeit geschaffen worden, Mitglieder aus der Kirchenkreissynode zu entlassen. 

Zuständig dafür sei das LKA gemäß § 18 Absatz 3 KKO. Vor einer Entscheidung müssen 

das Präsidium der Kirchenkreissynode und der KKV angehört werden. Demnach befür-

worten sowohl das Präsidium der Kirchenkreissynode als auch der KKV die Entlassung 

des Mitgliedes. Durch sein Fernbleiben von allen Tagungen der Kirchenkreissynode seit 

Beginn der Amtszeit und der gleichzeitig nicht erfolgten Abmeldungen sehe das LKA 

den Tatbestand der beharrlichen Vernachlässigung des Amtes gemäß § 18 Absatz 3 

Nr. 4 KKO als erfüllt an. Sofern ein Entlassungstatbestand erfüllt ist, habe das LKA 

keinen Ermessensspielraum. Im Vorfeld habe es mehrere Anläufe von verschiedenen 

Personen gegeben, mit dem betroffenen Mitglied ins Gespräch zu kommen, um mög-

licherweise einen freiwilligen Rücktritt herbeizuführen; jedoch ohne Erfolg. 

 

Die Stellungnahmen des Präsidiums der Kirchenkreissynode und des KKV haben dem 

LSA vorgelegen. 
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Der LSA hat der Entscheidung des Kollegs über die Entlassung gemäß § 18 Absatz 

3 Satz 2 KKO zugestimmt. 

 

4. Vorbereitung der konstituierenden (I.) Tagung der 27. Landessynode 

Die Mitglieder des LSA haben gemeinsam mit der Geschäftsstelle der Landessynode 

den Tagungsplan für die I. Tagung der 27. Landessynode, die vom 19. bis 21. Februar 

2026 im DIAKOVERE Henriettenstift in Hannover stattfindet, aufgestellt. Gemäß Artikel 

49 Absatz 2 Nr. 1 der Kirchenverfassung beruft der LSA die Landessynode zu der  

I. Tagung nach ihrer Neubildung ein. 

 

5. Durchschnittsbeträge für die Verrechnung der Personalaufwendungen für die Stellen 

der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker mit der Gesamtzuweisung der Kirchen-

kreise nach § 10 Absatz 2 Finanzausgleichsgesetz (FAG) 

Das Kolleg hat beraten und folgende Beschlüsse gefasst, zu denen gemäß § 5 der 

Finanzausgleichsverordnung (FAVO) das Benehmen mit dem LSA herzustellen ist. Der 

Durchschnittsbetrag für die Verrechnung der Personalaufwendungen für eine A-Kir-

chenmusikstelle mit der Gesamtzuweisung der Kirchenkreise nach § 10 Absatz 2 FAG 

wird ab dem 1. April 2026 auf 108 300 Euro p.a. festgesetzt. Der Durchschnittsbetrag 

für die Verrechnung der Personalaufwendungen für eine B-Kirchenmusikstelle mit der 

Gesamtzuweisung der Kirchenkreise nach § 10 Absatz 2 FAG wird ab dem 1. April 2026 

auf 94 000 Euro p.a. festgesetzt. 

 

Darüber hinaus hat das Kolleg beschlossen, dass im Hinblick auf die weiteren Beratun-

gen im Rahmen des landeskirchlichen Zukunftsprozesses in Aussicht genommen wer-

den solle, die Höhe des Verrechnungsbetrages im Rahmen der Beratungen über den 

Haushalt für die Jahre 2027 und 2028 zu überprüfen und ggf. neu festzusetzen. 

 

Das LKA hat dem LSA erläutert, dass nach § 10 des FAG die Aufwendungen der Lan-

deskirche für die Kantorinnen und Kantoren, die bei der Landeskirche beschäftigt sind, 

und im Kirchenkreis nach den Bestimmungen des Kirchenmusikgesetzes in einer Kir-

chengemeinde, im Bereich der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden 

oder im Bereich des Kirchenkreises selbst eingesetzt werden, mit der Gesamtzuwei-

sung verrechnet werden. Dabei werden das Entgelt sowie die Arbeitgeberanteile an 

den Beiträgen zur Sozialversicherung und zur kirchlichen Zusatzversorgung berück-

sichtigt. Die Verrechnung erfolge nach § 10 Absatz 2 FAG monatsweise auf der Grund-

lage von Durchschnittsbeträgen. Für die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker 

werden aufgrund der unterschiedlichen Qualifikation und der unterschiedlichen Wer-

tigkeit der Stellen unterschiedliche Verrechnungsbeträge für A- und B-Stellen 
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festgesetzt. Zu diesen Verrechnungsverfahren liege dem LKA eine verbindliche Aus-

kunft des Finanzamtes Hannover-Nord vom 22. April 2025 vor, dass diese Art der  

Abrechnung trotz der unterschiedlichen Verrechnungsbeträge nicht zu einem umsatz-

steuerpflichtigen Leistungsaustausch führe. 

 

Das LKA weist ergänzend darauf hin, dass bei der Berechnung des Durchschnittsbetra-

ges für die A-Kirchenmusikerinnen und -musiker alle in den Entgeltgruppen 13 bis 15 

des Tarifvertrages der Länder (TV-L) eingruppierten A-Kirchenmusikerinnen und  

-musiker (einschließlich der Kirchenmusikdirektorinnen und -direktoren) mit ihrer  

aktuellen Entgeltgruppe und Entgeltstufe und dem aktuellen Beschäftigungsumfang 

berücksichtigt worden seien. Außerdem wurden bei den A-Stellen die sechs Kirchen-

musiker, die noch im Beamtenverhältnis beschäftigt werden, mit dem Durchschnitts-

betrag für die Pfarrerinnen und Pfarrer (einschließlich der Besoldungserhöhung in den 

Jahren 2024 und 2025) berücksichtigt. 

 

In der Beratung der Ausführungen des LKA hat der LSA angemerkt, dass die Kir-

chenkreise zusätzlich zu den Durchschnittsbeträgen für die A-Kirchenmusikstelle 

eines Kirchenmusikers im Beamtenverhältnis noch zusätzlich die Versorgungslas-

ten zu tragen hätten und dies bei der Verrechnung der Personalaufwendungen 

zugunsten der Kirchenkreise zu berücksichtigen sei. Das LKA hat erläutert, dass 

dies bereits in die Berechnung eingeflossen sei. 

 

Bei der Berechnung des Durchschnittsbetrages für die B-Kirchenmusikerinnen und  

-musiker seien alle in der Entgeltgruppe 11 TV-L eingruppierten B-Kirchenmusikerin-

nen und -musiker mit ihrer aktuellen Entgeltgruppe und Entgeltstufe und dem aktuel-

len Beschäftigungsumfang berücksichtigt. 

 

Bei der Berechnung sei von den Entgelten des TV-L vom 1. Februar 2025 ausgegangen 

worden. Es seien die tariflichen Entgelterhöhungen im Bereich des TV-L berücksichtigt 

worden. Das LKA weist darauf hin, dass die Tarifverhandlung für den Bereich der Län-

der für die Jahre 2025 bis 2027 noch nicht abgeschlossen sei. Daher wurde bei den 

Berechnungen für das Jahr 2026 eine geschätzte lineare Entgelterhöhung von 3 % 

berücksichtigt.  

 

Grundlage für die Berechnung sei der Personalstand Ende November 2024 bzw. bei den 

Stellen der Kirchenmusikdirektorinnen und -direktoren der Stand zum 1. Januar 2026  

gewesen. In der Zwischenzeit habe es nur sehr wenige Personalveränderungen gegeben.  
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Für die Berechnung wurden die ab dem 1. Januar 2026 geltenden Beitragssätze zur 

Sozialversicherung zugrunde gelegt.  

 

Abschließend hat das LKA darauf hingewiesen, dass die Festlegung eines Durch-

schnittsbetrages dazu führen könne, dass sich der Personalaufwand für die Kirchen-

musikstellen in Kirchenkreisen mit vorwiegend jüngeren Kirchenmusikerinnen und  

-musikern erhöhe. Umgekehrt könne die Festlegung eines Durchschnittsbetrages in 

Kirchenkreisen mit vorwiegend älteren Kirchenmusikerinnen und -musikern dazu füh-

ren, dass sich der Personalaufwand für die Kirchenmusikstellen verringere. 

 

Der LSA hat sein Benehmen zu den Durchschnittsbeträgen für die Verrechnung 

der Personalaufwendungen der Stellen von Kirchenmusikerinnen und Kirchenmu-

sikern mit der Gesamtzuweisung der Kirchenkreise gemäß § 5 FAVO hergestellt. 

 

6. Bezuschussung eines Neubauvorhabens einer Kirchengemeinde aus landeskirchlichen 

Mitteln 

Das LKA hat dem LSA das Neubauvorhaben der Kirchengemeinde Landolfshausen im 

Ev.-luth. Kirchenkreis Göttingen-Münden vorgestellt. Die Kirchengemeinde Landolfs-

hausen plane, in unmittelbarer Nähe zu der Kirche ein neues Gemeindehaus zu bauen. 

Die Kirche sei als Bestandskirche im Gebäudebedarfsplan des Kirchenkreises ausge-

wiesen und solle weiterhin auch als Veranstaltungsort genutzt und optimiert werden. 

Hierfür sei das neue Gemeindehaus, neben der Gemeindearbeit, als Begleitgebäude 

u.a. mit sanitären Anlagen notwendig. Das nicht mehr benötigte Pfarrhaus sowie das 

alte Gemeindehaus mit rd. 260 m2, welches nicht mehr bedarfsgerecht gewesen sei 

und sich in einem schlechten baulichen Zustand befunden habe, wurden verkauft. 

 

Die Kirchengemeinde hat 622 Gemeindeglieder. In analoger Anwendung der Gemein-

dehaus-Bauvorschriften errechne sich eine Höchstfläche an Gemeinderäumen von 

77,75 m2. Der geplante Neubau habe 82,45 m2, sodass eine geringe Flächenüber-

schreitung in Höhe von 4,7 m2 bestehe. Die kalkulierten Gesamtkosten belaufen sich 

auf 512 860 Euro. Unter Berücksichtigung nicht förderfähiger Kosten für Mobiliar und 

Telefonanlage in Höhe von 19 500 Euro und der nicht förderfähigen Flächenüberschrei-

tung von 4,7 m2 ergebe sich eine anteilige und förderfähige Neubausumme von  

465 236,39 Euro. 

 

An der Finanzierung des Neubaus beteilige sich die Kirchengemeinde mit Verkaufs- 

erlösen und Rücklageentnahmen in Höhe von 342 860 Euro. Ebenso sind Drittmittel 

(LEADER) von 10 000 Euro geplant. Der Kirchenkreis beteilige sich mit 80 000 Euro. 
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Mit einem landeskirchlichen Anteil in gleicher Höhe (15,60 %) seien die Gesamtkosten 

von 512 860 Euro finanziert. Die Mittel zur Gewährung des landeskirchlichen Anteils 

stehen in der Kostenstelle 1000-92303 zur Verfügung. 

 

Das Kolleg hat die Bezuschussung des Neubauvorhabens in entsprechender Höhe  

beschlossen und den LSA wegen Überschreitung der Flächenvorgabe um seine Zustim-

mung gebeten (Liste B). 

 

Der LSA stimmt dem Neubauvorhaben der Liste B einstimmig zu. 

 

7. Beratung zum Entwurf der Pfarrhausbauvorschriften 

Der Entwurf der Pfarrhausbauvorschriften hatte dem LSA bereits zu seiner 68. Sitzung 

am 18. September 2025 vorgelegen. Während der Beratungen wurden seitens des LSA 

drei Änderungswünsche formuliert. Die Entscheidung über eine Zustimmung zu den 

vorgelegten Pfarrhausbauvorschriften wurde deswegen vertagt. Der LSA hat der Lan-

dessynode während der XIII. Tagung mit Aktenstück Nr. 3 M berichtet. 

 

Das Kolleg hat über die Änderungsvorschläge des LSA, im Einzelnen: 

 Verbot des Einbaus einer Gasheizung 

 Überprüfung der Flächenangaben 

 Änderung der Vorgaben für Bodenbeläge 

beraten. Das Kolleg hat in seinen neu vorgelegten Entwurf der Pfarrhausbauvorschrif-

ten das Verbot des Einbaus von Gasheizungen aufgenommen. Die übrigen beiden  

Änderungswünsche des LSA wurden nicht übernommen. 

 

Das LKA hat dem LSA die Gründe für seine Entscheidung erläutert. Die eingesetzte 

Arbeitsgruppe zur Überarbeitung der Pfarrhausbauvorschriften habe die Grundidee  

gehabt, ausschließlich Generalregelungen und Grundsätze aufzunehmen und jegliche 

Detailregelungen zu vermeiden. Aus der Gesamtschau dieser Regelungen sei für das 

LKA klar, dass keine Heizungsanlagen mit fossilen Energieträgern mehr verbaut wer-

den sollen. Das LKA stimme jedoch zu, dass, wenn es subjektiv als nicht deutlich genug 

angesehen werde, durch eine eingefügte Textergänzung in § 3 Absatz 4 und § 6 Absatz 

4 eine Klarstellung erfolgen könne.  

 

Das LKA habe die Flächenvorgaben in § 5 der Pfarrhausbauvorschriften erneut über-

prüft. Eine Änderung solle jedoch nicht erfolgen. Die Arbeitsgruppe habe ausdrücklich 

gewünscht, die Flächenvorgaben unberührt zu lassen. Auch hier gilt, dass die Vorgaben 

zu Höchstflächen sowie zu Mindestflächen für Einzelräume jeweils Soll-Vorschriften 
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darstellen, die im Einzelfall verändert und an die jeweiligen Berechnungen angepasst 

werden können. In § 8 sei vorgesehen, dass der Kirchenkreisvorstand nach oben oder 

unten abweichen könne. 

 

Der Wunsch des LSA, bei den Bodenbelägen auf "nutzungsgeeignete" Beläge zuzuge-

hen, solle nicht umgesetzt werden. Die Vokabel "nutzungsgeeignet" erscheine zu wenig 

konkret bzw. andererseits zu selbstverständlich. Natürlich müssten aus Sicht des LKA 

sämtliche Bodenbeläge für die vorgesehene Nutzung geeignet sein. In der Zusammen-

schau mit den Vorgaben vom Umwelt- und Klimaschutz sowie nachhaltigen Bauen soll 

es der Entscheidung der Kirchenkreise überlassen bleiben, welche Materialien ausge-

wählt werden. Auch hier sehen die Vorschriften Soll-Regelungen vor.  

 

Der LSA hat dem geänderten Entwurf der Pfarrhausbauvorschriften zugestimmt. 

 

 

II. 

Finanzfragen 

 

8. Bewilligung eines weiteren Projektes zur Begleitung Geflüchteter in Afrika 

Das Kolleg hat die Durchführung eines weiteren Projektes zur Begleitung Geflüchteter 

in Äthiopien, welches das Ev.-luth. Missionswerk in Niedersachsen (ELM) in Koopera-

tion mit einem bewährten lokalen Partner durchführt, beschlossen. Die Gesamtkosten 

in Höhe von 68 888,75 Euro stehen in der Kostenstelle 1000-38700 zur Verfügung. 

Der LSA wurde um Zustimmung zu dem Beschluss gebeten. 

 

Das LKA hat dem LSA die Einzelheiten des Projektes erläutert. Ende des Jahres 2024 

waren rd. sechs Mio. Menschen in Äthiopien innerhalb des Landes vertrieben oder staa-

tenlos, viele Rückkehrerinnen und Rückkehrer stammen aus der Region Oromia. 

Frauen und Mädchen machen 47 %, Kinder fast 60 % der Flüchtlingsbevölkerung aus. 

Die Hauptursachen für die Binnenmigration in Äthiopien seien bewaffnete Konflikte, 

insbesondere in den nördlichen Regionen sowie Dürre und Überschwemmungen.  

Oromia einschließlich Jimma, verzeichne eine hohe Zahl von Rückkehrerinnen und 

Rückkehrern aus dem Nahen Osten und Sudan, die vor wirtschaftlichen und sicher-

heitspolitischen Problemen fliehen. Migrantinnen und Migranten auf der Route erleben 

häufig Missbrauch und Menschenhandel, während Rückkehrerinnen und Rückkehrer oft 

traumatisiert, perspektivlos und stigmatisiert seien, was großen Bedarf an psycho- 

sozialer und wirtschaftlicher Unterstützung zu Reintegration schaffe. 
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Die bisher durchgeführten Vorprojekte in dieser Region zeigen, dass Binnenvertriebene 

sowie Rückkehrerinnen und Rückkehrer in ihrer wirtschaftlichen Selbständigkeit geför-

dert werden und ihre soziale Integration erfolgreich unterstützt werden kann. Durch 

gezielte Maßnahmen haben sich ihre Lebensbedingungen verbessert und es wurde  

erneute Migration erfolgreich verhindert. Im vorliegenden Projekt solle aufbauend auf 

diesen Erfolgen der Fokus auf die Verbindung von Flucht und Klimaschutz verstärkt 

werden, um durch nachhaltige Umwelt- und Einkommensmaßnahmen die Resilienz der 

Betroffenengemeinschaft zu stärken. Dabei sollen Schulungen und Startkapital wirt-

schaftliche Perspektiven für Jugendliche sowie Rückkehrerinnen und Rückkehrer schaf-

fen, um irreguläre Migration zu verringern. Aufklärung, Schulungen und Dialoge  

fördern sichere, informierte Migrationsentscheidungen und unterstützen die soziale 

Reintegration. Die Schulungen und eine Arbeitsgruppe verbessern das Migrationsma-

nagement, den Menschenrechtsschutz und politische Umsetzung vor Ort. Schließlich 

stärke der Aufbau eines nachhaltigen, inklusiven Migrationssystems die Stabilität,  

Sicherheit und Chancen für Gemeinschaften und Rückkehrerinnen und Rückkehrer in 

Kooperation von Regierung, Nichtregierungsorganisationen und Migrantenverbänden. 

 

Projektpartner vor Ort seien der EECMY DASSC, der entwicklungsbezogene Zweig der 

Mekane-Yesus-Kirche in Äthiopien. Sie gehöre nach wie vor zu den wachsenden luthe-

rischen Kirchen mit etwa 12 Mio. Mitgliedern. Die Zusammenarbeit mit dem ELM  

erfolge problemlos, zeitnah und mit großer Transparenz. Berichte und Audits werden 

durch den örtlichen Partner zeitnah erbracht, sodass bereits mehrere fluchtbezogene 

Projekte mit Erfolg durchgeführt werden konnten. Der Projektzeitraum erstrecke sich 

von Januar 2026 bis Dezember 2028. 

 

Eine Beschreibung des Projekts sowie der Kosten- und Finanzierungsplan haben dem 

LSA vorgelegen. Der Bewilligungsausschuss des ELM hat über das Projekt beraten und 

positiv dazu votiert. Der Ausschuss für Mission und Ökumene der 26. Landessynode 

hat die Durchführung dieses Projektes empfohlen. 

 

Der LSA hat dem Kollegbeschluss zugestimmt. 

 

9. Abnahme des Jahresabschlusses für das Haushaltsjahr 2023 und Entlastung des  

Landeskirchenamtes 

Das Oberrechnungsamt der Evangelischen Kirche in Deutschland (ORA) hatte in sei-

nem Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 2023 (ORA-Bericht) über den der 

LSA und der Finanzausschuss in ihrer gemeinsamen Sitzung am 30. Oktober 2025 

beraten und beschlossen haben festgestellt, dass der vorgelegte Jahresabschluss 2023 
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nicht ordnungsgemäß festgestellt worden war und den Gremien nur unvollständig vor-

gelegen hat. Aufgrund dieser Feststellung haben der LSA und der Finanzausschuss zum 

damaligen Zeitpunkt keine Entlastung des LKA beschlossen. Eine erneute Beratung und 

Beschlussfassung sollte nach übereinstimmender Meinung der Ausschüsse erfolgen, 

nachdem der Jahresabschluss vervollständigt worden ist und ordnungsgemäß durch 

den LSA und den Finanzausschuss festgestellt wurde. Weiterhin haben die Ausschüsse 

für einen Beschluss über die Entlastung des LKA vorausgesetzt, dass die im Rahmen 

der Prüfung der Personalaufwendungen aufgefallenen fehlenden Nachweise vom LKA 

nachgeliefert und vom ORA bestätigt worden sind. Der 26. Landessynode wurde mit 

Aktenstück Nr. 3 M berichtet. 

 

Das LKA hat den Beratungsverlauf zum Jahresabschluss für das Jahr 2023 noch mal 

skizziert. Erstmalig beraten und abgenommen wurde der Jahresabschluss 2023 von 

LSA und Finanzausschuss am 14. November 2024. Auch hierzu wurde der 26. Landes-

synode berichtet. Allerdings seien zu diesem Zeitpunkt noch nicht alle geplanten  

Abschlussbuchungen durchgeführt worden; deren Auswirkungen seien von der Finanz-

abteilung in den Bemerkungen allerdings erläutert und von den Ausschüssen zur 

Kenntnis genommen und beschlossen worden. Begründet wurde die Unvollständigkeit 

des Jahresabschlusses zum damaligen Zeitpunkt mit der deutlich verspäteten Aufstel-

lung des Abschlusses aufgrund des Ransomware-Angriffs auf die hannoversche Lan-

deskirche und den hohen Aufwand bei der bilanziellen Integration der großen landes-

kirchlichen Einrichtungen in den landeskirchlichen Haushalt. Festzuhalten sei, dass der 

den Ausschüssen nun erneut vorgelegte Jahresabschluss keine neuen Zahlen enthalte. 

 
Das LKA hat den Ausschüssen das veränderte Bilanzergebnis vorgestellt, das jetzt 

37,63 Mio. Euro beträgt. Es hat sich nach den Beratungen vom 14. November 2024 

durch noch durchzuführende Rücklagenbewegungen im Jahr 2024 verändert. Diese 

wurden von LSA und Finanzausschuss beschlossen. 

 

Das ORA hatte in seinem Bericht angemerkt, dass im Rahmen der Prüfung der Perso-

nalaufwendungen eine Summe in Höhe von 9,1 Mio. Euro aufgrund fehlender Nach-

weise nicht geprüft werden konnte. Das LKA hat dazu berichtet, dass das ORA die 

Differenz bei den Personalkosten aufgrund vom LKA neu vorgelegter Nachweise prüfen 

und ausräumen konnte. 

 

Das LKA hat angekündigt, dem LSA im Frühjahr 2026 einen Bericht zu den Themen 

"Innenrevision" und "Controlling" vorlegen zu können. Um diese Berichte hatten der 

LSA und der Finanzausschuss während ihrer Beratung über den ORA-Bericht am 30. 

Oktober 2025 gebeten. 
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Nach gemeinsamer Beratung hat der Finanzausschuss dem LSA zunächst empfoh-

len, die Beschlüsse vom 14. November 2024 zur Verwendung des Jahresergebnis-

ses des Jahres 2023 (Anlage 1c zum Jahresabschluss 2023) zu bestätigen und den 

in der 70. Sitzung vom LKA vorgelegten Jahresabschluss 2023 nebst Anlagen in 

der Form, wie er auch dem ORA zur Prüfung vorgelegt wurde, zu beschließen. 

 

Der LSA ist der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses gefolgt und hat  

gemäß Artikel 49 Absatz 2 Nummer 9 der Kirchenverfassung beschlossen. 

 

Im Anschluss haben die Ausschüsse über die noch nicht erteilte Entlastung des 

LKA beraten. Da die vom ORA in seinem Prüfbericht festgestellten, wesentlichen 

Beanstandungen in den Beratungen ausgeräumt werden konnten, hat der Finanz-

ausschuss dem LSA empfohlen, dem LKA die Entlastung zu erteilen. 

 

Der LSA ist auch dieser Empfehlung gefolgt und hat die Entlastung des LKA gemäß 

Artikel 49 Absatz 2 Nummer 9 der Kirchenverfassung beschlossen. 

 

10. Gewährung einer Zuwendung an den Gnadenkirche Tidofeld e.V. 

Das Kolleg hat beschlossen, dem Gnadenkirche Tidofeld e.V. eine Zuwendung von bis 

zu 50 000 Euro für den Erweiterungsbau des Friedensortes Tidofeld "Projekt Boat- 

people" zu gewähren. Das LKA hat erklärt, die Zuwendungszusage bestehe für den 

Fall, dass keine anderen Fördermittel für diese Finanzierungslücke eingeworben wer-

den (Ausfallbürgschaft), und diene der Ausfinanzierung der Maßnahme, um einen Maß-

nahmenbeginn für alle Fördermittelgeber sicherzustellen. Die Planungen zum Erweite-

rungsbau seien weit vorangekommen und sollen nun in die Umsetzungsphase gehen. 

Das Gesamtvolumen der Baumaßnahme betrage drei Mio. Euro. Für das Projekt seien 

aus allen Ebenen erhebliche Fördersummen zugesagt und das Kolleg sehe das Projekt 

als zukunftsweisend für die Dokumentationsstätte. Da aktuell jedoch Abrufungsfristen 

bei Bund und Land nahen, müsse zügig mit der Umsetzung begonnen werden. Aktuell 

bestehe jedoch noch eine Finanzierungslücke in Höhe von 50 000 Euro. Weitere aus-

sichtsreiche Anträge bei Stiftungen seien gestellt worden und weitere Spenden würden 

erwartet. Um den Maßnahmenbeginn tätigen zu können, würden insbesondere der 

Bund und das Land jetzt eine abgeschlossene Finanzierungsdarstellung erwarten, wel-

che durch die Zuwendungszusage der Landeskirche erreicht werden solle. 

 

Das Kolleg hat die Gewährung der Mittel unter den Vorbehalt gestellt, dass die Satzung 

und Struktur des Trägervereins mit dem geplanten Projekt vereinbar sind.  

 



AKTENSTÜCK NR. 3  SEITE  12 

Der LSA hat der Gewährung der Mittel zugestimmt und das LKA gebeten, dem LSA 

im ersten Halbjahr 2026 zu berichten, ob die von der Landeskirche bereit- 

gestellten finanziellen Mittel benötigt wurden oder ausreichend Drittmittel einge-

worben werden konnten. 

 

11. Zustimmung zur Errichtung von zwei Stellen für die Arbeitsstelle Religionspädagogik 

Ostfriesland 

Das Kolleg hat die Errichtung von Stellen für die Arbeitsstelle Religionspädagogik Ost-

friesland (Teilergebnishaushalt 1000-04810, Kostenstelle 1000-04812) beschlossen. 

Gemäß § 3 Absatz 6 des Haushaltsbeschlusses ist die Zustimmung des LSA  

erforderlich. 

 

Das LKA hat dem LSA erläutert, der Grund für den Beschluss sei, dass die bisherigen 

Stelleninhaber derzeit im Kirchenkreis Aurich angestellt seien und es über Jahre hinweg 

Praxis gewesen sei, dass die Landeskirche die Personalkosten erstattet. Da künftig 

diese Personalgestellungen auch zwischen Körperschaften des öffentlichen Rechts um-

satzsteuerpflichtig werden, sollen die Anstellungsverhältnisse kurzfristig zur Landes-

kirche verlagert werden, um künftige Mehrkosten zu vermeiden.  

 

Auf Nachfrage hat das LKA erläutert, dass die Stellen künftig beim Religionspädago- 

gischen Institut (RPI) angesiedelt sein werden. Die entsprechende Kostenstelle (s.o.) 

sei vorhanden. 

 

Im Rahmen der Beratung hat der LSA angemerkt, dass teilweise unklar sei,  

weshalb Stellen, wie in Fällen dieser Art, in den Kirchenkreisen und nicht auf lan-

deskirchlicher Ebene angesiedelt seien. 

 

Der LSA hat der Errichtung von zwei Stellen für die Arbeitsstelle Religionspädago-

gik Ostfriesland zugestimmt. 

 

12. Bekanntgabe der Eckpunkte für die Haushaltsplanung für die Jahre 2027 und 2028 

Das Kolleg hat die Eckpunkte für die Haushaltsplanung für die Jahre 2027 und 2028 

beschlossen. Demnach werden alle laufenden Haushaltspositionen des Jahres 2026 um 

ein Prozent pro Jahr reduziert. Dies betreffe auch die Personalausgaben - ggf. seien 

Stellen nicht wieder zu besetzen. Externe Rechtsverpflichtungen sollen auf Reduzier-

barkeit geprüft werden. 
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Einmalige Projektmittel (z.B. Fundraising, Kirchentag) entfallen und unterliegen der 

Kollegberatung im Jahr 2026. Dazu hat das LKA klargestellt, dass dieser Beschluss 

keine Auswirkungen auf den laufenden Haushalt habe und z.B. die im derzeitigen  

Förderzeitraum gewährten Mittel für das Fundraising nicht betroffen seien. Eine Über-

prüfung dieser Mittel erfolge im Rahmen der Haushaltsplanung. 

 

Auftretende Tarifsteigerungen und die satzungsgemäß steigenden Kosten für die Nord-

deutsche Kirchliche Versorgungskasse (NKVK) und die Zusatzversorgungskasse der 

Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers (ZVK) werden nicht kompensiert; 

ein Inflationsausgleich finde nicht statt. Das gelte auch für die Gesamtzuweisung.  

 

Zu diesem Beschluss hat das LKA dem LSA erläutert, dass die derzeitige Personalver-

rechnungsgröße für den laufenden Planungszeitraum bis zum Ende des Planungszeit-

raums im Jahr 2028 gelte. 

 

Das Kolleg habe die Abteilungen des LKA aufgefordert, bei fixen oder steigenden Aus-

gaben Kompensation in anderen Bereichen zu finden.  

 

Das Kolleg habe in seinem Beschluss außerdem festgehalten, dass die im Haushalt 

abgebildeten Ansätze unter dem Vorbehalt späterer synodaler Grundsatzentscheidun-

gen zur Schwerpunktsetzung im Rahmen des Zukunftsprozesses stehen. Aus den  

Ansätzen entstehe kein Anspruch auf Bereitstellung der etatisierten Mittel, sofern durch 

synodale Entscheidungen veränderte Prioritäten festgelegt werden. Änderungen durch 

neue Kirchensteuerschätzungen und/oder Tarifverhandlungsergebnisse im Laufe des 

Jahres 2026 seien möglich. 

 

Die Planungen des LKA entsprechen der Einsparvorgabe in Höhe von 30 % in zehn 

Jahren (davon 1 % echte Finanzmittel p.a. und 2 % Inflation p.a.). Dies decke sich 

auch mit der aktualisierten Prognose der Kirchensteuerkraft der Freiburger Studie, die 

für die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers einen Kaufkraftverlust aus  

Kirchensteuern von rd. 30 % in zehn Jahren prognostiziere. 

 

Das LKA hat zur Frage, wie die formulierten Einsparziele seitens des LKA umgesetzt 

werden sollen, erklärt, dass Stellenpläne auf Ruhestandsfluktuation und Einsparpoten-

ziale allgemein überprüft werden sollen. Weitere mögliche Einsparpotenziale, die iden-

tifiziert werden, werden vom LKA für die anstehenden Haushaltsberatungen  

vorbereitet. 
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Für die Aufstellung des Haushaltsplanes für die Jahre 2027 und 2028 hat der LSA 

darum gebeten, dass im Haushalt bei einer Anbringung von kw-Vermerken deut-

lich vermerkt wird, was die Gründe für den Vermerk sind und wer für ihn verant-

wortlich ist.  

 

Der LSA hat die Eckpunkte für die Haushaltsplanung für die Jahre 2027 und 2028 

zur Kenntnis genommen. 

 

13. Zustimmung zu Zulagen für Pfarrerinnen und Pfarrer der Landeskirche nach § 1  

Absatz 3 der Zulagenverordnung 

Das Kolleg hat die Gewährung von zwei Zulagen gemäß § 1 Absatz 3 der Zulagen- 

verordnung beschlossen.  

 

Das LKA hat dem LSA erläutert, dass die Höhe der Zulagen (A15 und A16) jeweils von 

der Beratungskommission für Dienstpostenbewertungen auf Grundlage einer  

gutachterlich durchgeführten Stellenbewertung beschlossen worden sei. Gemäß § 1 

Absatz 3 Satz 3 der Zulagenverordnung ist für die Gewährung der Zulage die Zustim-

mung des LSA erforderlich. 

 

Der LSA hat auf Grundlage der ihm vorliegenden Stellenbewertungsgutachten beraten 

und diskutiert. 

 

Der LSA hat der Gewährung der Zulagen nach Beratung in der 70. und 71. Sitzung 

zugestimmt. 

 

 

III. 

Baufragen 

 

14. Erhöhung der Erbbauzinsen für Erbbaupachtverträge der Kirchengemeinde Jacobi 

Kirchrode 

Der LSA hat sich seit der XIII. Tagung der 26. Landessynode erneut mit dem Thema 

befasst und sich hierzu mit der Bauabteilung des LKA ausgetauscht. Mangels Zu-

ständigkeit und angesichts laufender Verhandlungen unterschiedlicher Institutionen 

zum Thema Erbbaurecht auf Landesebene wurden keine Beschlüsse gefasst. 

 

Es ist anzunehmen, dass das Thema auch vom LSA der 27. Landessynode zu gege- 

bener Zeit weiter bzw. erneut zu beraten sein wird. 
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IV. 

Personalfragen 

 

15. Zustimmung zur Errichtung einer befristeten Projektstelle mit kw-Vermerk im Referat 

22 für "Konzeption und Aufbau einer Orgel-Datenbank" 

Das Kolleg hat die Errichtung einer befristeten Projektstelle "Konzeption und Aufbau 

einer Orgel-Datenbank" mit kw-Vermerk zum 31. Dezember 2026 und im Umfang von 

25 % der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit einer oder eines Vollzeitbeschäftig-

ten gemäß TV-L/DVO der Landeskirche nach Entgeltgruppe 9b TV-L beschlossen. Ge-

mäß § 3 Absatz 6 des Haushaltsbeschlusses ist die Zustimmung des LSA erforderlich. 

 

Zu den Gründen für den Beschluss hat das LKA erläutert, dass der derzeitige Stellen-

inhaber nur befristet bis zum 31. Dezember 2025 für die Konzeption und den Aufbau 

einer Orgel-Datenbank beim LKA im Umfang von 25 % der regelmäßigen wöchent- 

lichen Arbeitszeit einer/eines vollbeschäftigten Mitarbeitenden eingestellt sei. Die  

Finanzierung erfolge aktuell noch aus eingesparten Mitteln einer derzeit vakanten 

Stelle der Sachgebietsleitung im Referat 22. Da diese vakante Stelle voraussichtlich ab 

dem Jahr 2026 wiederbesetzt sein werde, sei die Finanzierung einer Weiterbeschäf- 

tigung des Stelleninhabers über den 31. Dezember 2025 nicht mehr gewährleistet. Die 

Konzeption und der Aufbau einer Orgel-Datenbank sei begonnen, aber noch nicht ab-

geschlossen. Um das begonnene Projekt weiterführen und umsetzen zu können, sei 

beabsichtigt, den Stelleninhaber befristet bis 31. Dezember 2026 weiter zu beschäf- 

tigen. Dafür sei die Errichtung einer Projektstelle erforderlich. 

 

Der LSA hat der Errichtung einer befristeten Projektstelle mit kw-Vermerk zum  

31. Dezember 2026 im Umfang von 25 % der regelmäßigen wöchentlichen  

Arbeitszeit einer/eines vollbeschäftigten Mitarbeitenden nach Entgeltgruppe  

9b TV-L zugestimmt. 

 

16. Streichung des kw-Vermerks für die Stelle des Beauftragten für das Integrierte Berufs-

anerkennungsjahr (IBA) 

Das Kolleg hat beschlossen, den bisher bei der Stelle der bzw. des Beauftragten für 

das Integrierte Berufsanerkennungsjahr (IBA) angebrachten kw-Vermerk zu streichen. 

Der LSA wurde um Zustimmung gebeten. 

 

Das LKA hat erläutert, dass die Stelle rechtsnotwendig sei. Als Begründung hat es 

verschiedene Rechtsgrundlagen, u.a. das Diakoninnengesetz angeführt. Zudem sei die 

Stelle inhaltlich und organisatorisch zur Aufrechterhaltung des IBA unverzichtbar. Das 
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IBA sei notwendiger Ausbildungsbestandteil zur Anerkennung als Diakonin und Diakon 

sowie Sozialarbeiterin und Sozialarbeiter. Die Stelle der oder des Beauftragten trage 

nachhaltig zur Förderung und Bildung des diakonisch-pädagogischen Nachwuchses bei. 

Das LKA konnte dem LSA auf Nachfrage im Vorfeld nicht mehr eindeutig erklären, aus 

welchen Gründen der kw-Vermerk ursprünglich angebracht wurde. 

 

Die erwarteten Personalkosten für die Stelle nach Entgeltgruppe 12 TV-L liegen beim 

aktuellen Stelleninhaber bei ca. 79 000 Euro brutto. Hinzu kommen Sachkosten in Höhe 

von ca. 11 500 Euro p.a. 

 

Der LSA hat der Streichung des kw-Vermerks zugestimmt. 

 

V. 

Öffentlichkeitsfragen 

 

Zu diesem Abschnitt lagen keine Beratungsthemen vor. 

 

VI. 

Anträge und Eingaben 

 

Zu diesem Abschnitt lagen keine Beratungsthemen vor. 

 

VII. 

Sonstiges 

 

Zu diesem Abschnitt lagen keine Beratungsthemen vor. 

 

 

Bei der Einbringung des Aktenstückes soll voraussichtlich auf Folgendes näher eingegangen 

werden: 

 Entlassung eines Mitglieds der Kirchenkreissynode des Ev.-luth. Kirchenkreises  

Melle-Georgsmarienhütte ………………………………………………………………………….. (Ziffer 3) 

 Gewährung einer Zuwendung an den Gnadenkirche Tidofeld e.V. …………. (Ziffer 10) 

 Bekanntgabe der Eckpunkte für die Haushaltsplanung für die Jahre 

2027 und 2028 ………………………………………………………………………………………….. (Ziffer 12) 

 

 
Grüssing 
Vorsitzender 


